
GSP.D-01-230-2 Kapitel 5: Demokratie stärken

Antragsteller*in: Timm Schulze (KV Bamberg-Stadt)

Änderungsantrag zu GSP.D-01

Von Zeile 229 bis 230:
wissenschaftlichen Methoden unter der ausschließlichen Nutzung von öffentlichen
Quellen. Es braucht eine starke parlamentarische Kontrolle der Geheimdienste durch
Parlamente und im Funktionsbereich der Exekutive. Das erfordert umfassende
Informationsbefugnisse, Sanktionsmöglichkeiten und eine entsprechende personelle
Ausstattung der Kontrollinstanzen. Der Maßstab beim Einsatz nachrichtendienstlicher
Mittel ist der höchstmögliche und nicht der geringstmögliche Schutz von Menschen-
und Grundrechten.

Begründung

Was ist eine starke Kontrolle der Geheimdienste? Sie muss leistungsstark sein, um der
großen Informationsfülle gerecht werden zu können. Zum Beispiel erfolgt die Kontrolle
der Geheimdienste auf Bundesebene durch das parlamentarische Kontrollgremium
und im Funktionsbereich der Exekutive durch die G-10 Kommission. Hierbei bestehen
noch immer große Herausforderungen: Die Kontrolleur*innen haben zu wenige Rechte
und zu wenig personelle Kapazitäten, um die Masse an Informationen angemessen
sichten und bewerten zu können.

Darum müssen bessere Grundlagen für eine effizientere Kontrolle der Geheimdienste
geschaffen werden: mehr Informationsbefugnisse, mehr Sanktionsmöglichkeiten, mehr
öffentliche Transparenz und mehr Personal für die Kontrolleur*innen. Ebenfalls sollten
die Rechte der Oppositionsminderheit im parlamentarischen Kontrollgremium des
Bundestages gestärkt werden. Das Belügen oder Irreführen des Parlaments muss eine
Straftat sein.

Im Mai 2020 erklärte das Bundesverfassungsgericht die Überwachung des weltweiten
Internetverkehrs durch den Bundesnachrichtendienst (BND) in der derzeitigen Form für
verfassungswidrig. Die Bundesregierung muss das BND-Gesetz nun unter
Berücksichtigung der Grenzen des Urteils reformieren. Dabei markiert die
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts jeweils das absolute Minimum des
Schutzes der Menschen- und Grundrechte. Der demokratische Rechtsstaat kann aber
nicht den Anspruch erheben, Menschen- und Grundrechte so wenig wie möglich zu
schützen - ob beim BND oder anderen Geheimdiensten. Insbesondere nicht vor dem
geschichtlichen Hintergrund zweier deutscher Diktaturen, die Geheimdienste als Waffe
gegen die eigenen Bürger*innen eingesetzt haben. Im Gegenteil: Die Menschen- und
Grundrechte müssen in der nachrichtendienstlichen Erhebung von Informationen
soweit wie möglich geschützt werden. Die Geheimdienste müssen über ihre Arbeit
durch umfassende Dokumentationspflichten gegenüber den Kontrollinstanzen
umfassend Rechenschaft ablegen. Sicherheit ist ein legitimes Staatsziel. Es darf aber
nicht maximal möglich zu Lasten von Freiheitsrechten gehen.

45. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz 
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weitere Antragsteller*innen

Achim Jooß (KV Ortenau); Philipp Lang (KV Stuttgart); Antonius Naumann (KV
Potsdam); Michael Jahn (KV Esslingen); Benedikt Clemens Mader (KV Erlangen-Stadt);
Clara Käßner (KV Halle); Kurt Uhlemann (KV Leipzig); Robin Danzl (KV Trier); Susanne
Bald (KV Siegen-Wittgenstein); Christoph Lurz (KV Bamberg-Stadt); Christian Stettin
(KV Wetterau); Franziska Wörz (KV Augsburg-Stadt); Tamara Pruchnow (KV Bamberg-
Stadt); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Juliane Fuchs (KV Bamberg-Stadt); Susanne
Bauer (KV Bayreuth-Land); Barbara Poneleit (KV Forchheim); Sarah Eisenberger (KV
Bamberg-Land); Christina Markfort (KV Bamberg-Stadt)
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